[image: image1.png]



Anwalt für Gleichbehandlungsfragen

für Menschen mit Behinderung

Dr. Erwin Buchinger


An das

Bundesministerium für 
Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft
Stubenring 1
1010 Wien
per E-mail: daniela.rivin@bmwfw.gv.at 
Wien, am 1. Dezember 2014
Betrifft: 
Entwurf einer Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft über die Erlassung von näheren Bestimmungen hinsichtlich der Durchführung der Hochschülerinnen- und Hochschülerschaftswahlen (Hochschülerinnen- und Hochschüler​schaftswahlordnung 2014 – HSWO 2014)
Sehr geehrte Damen und Herren!

Der Behindertenanwalt dankt für die Übermittlung des Entwurfes einer Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft, Forschung und Wirtschaft über die Erlassung von näheren Bestimmungen hinsichtlich der Durchführung der Hochschülerinnen- und Hochschülerschaftswahlen, und nimmt dazu wie folgt Stellung:
I. Präambel
Der Behindertenanwalt ist zuständig für die Beratung und Unterstützung von Personen, die sich im Sinne des Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz oder Behinderteneinstellungsgesetz diskriminiert fühlen, sodass zu jenen Aspekten der Verordnung eine Stellungnahme abgegeben wird, welche die gleichberechtigte Teilnahme von Menschen mit Behinderungen an der Wahl betreffen könnten.
II. Barrierefreie Wahldurchführung
Im Lichte der UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen, insbesondere Artikel 29 betreffend die Teilhabe am politischen und am öffentlichen Leben, erachtet der Behindertenanwalt die Bereitstellung eines barrierefreien Wahlmodus als ein – auch im Sinne des Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz –  geeignetes Instrument, das Ziel des Art. 29 der UN-Behindertenrechtskonvention umzusetzen.
§ 35 Abs 1 des vorliegenden Entwurfes stellt fest, dass die Wahl barrierefrei zu ermöglichen ist. In diesem Zusammenhang wird anregt, diese Intention näher auszuführen.
Gemäß § 6 Abs 5 Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz ist die Barrierefreiheit definiert als eine Eigenschaft u.a. von Systemen der Informationsverarbeitung sowie anderen gestalteten Lebensbereichen, wenn sie für Menschen mit Behinderungen in der allgemein üblichen Weise, ohne besondere Erschwernis und grundsätzlich ohne fremde Hilfe zugänglich und nutzbar sind.
Im Zuge seiner Beratungstätigkeit nimmt der Behindertenanwalt vielfach wahr, dass in der Umsetzung von „Barrierefreiheit“ entweder die Zugänglichkeit oder die Nutzbarkeit nicht ausreichend berücksichtigt werden. Dabei ist festzustellen, dass gerade erst das Zusammenwirken beider Komponenten – Zugänglichkeit und Nutzbarkeit – ein barriere​freies Umfeld im Sinne des Bundes-Behindertengleich​stellungsgesetz schaffen können.

Der Behindertenanwalt regt daher an, diesen Sachverhalt – z.B. analog zu § 52 Abs 5 Nationalrats-Wahlordnung 1992 idgF – auch in der Verordnung zur Hoch​schülerinnen- und Hochschülerschaftswahlordnung 2014 entsprechend abzubilden.
III. Empfehlung des Behindertenanwalts
Unter Bedachtnahme der angeführten Argumentation wird daher angeregt, § 35 Abs 1 wie folgt zu formulieren:

„§ 35. (1) Die Wahl ist barrierefrei im Sinne des § 6 Abs 5 Bundes-Behindertengleich​stellungsgesetz durchzuführen. Dies umfasst den barrierefreien Zugang zum Wahllokal und die barrierefreie Durchführung des Wahlvorgangs. Ein barrierefreier Zugang kann auch durch Hilfsmittel wie geeignete Rampen und taktile Leitsysteme hergestellt werden.“
Darüber hinaus empfiehlt der Behindertenanwalt, die in § 36 Abs 3 des vorliegenden Entwurfes beschriebene Ausstattung der Wahlzelle hinsichtlich ihrer Eignung für Personen, die einen Rollstuhl nutzen, zu prüfen und ggf. Ergänzungen vorzunehmen.
Mit freundlichen Grüßen
Dr. Erwin Buchinger
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